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51. Stiftung St. Trinitatis zu Leipzig – Kirchliche Stiftung des 
öffentlichen Rechts  

Der Bischof von Dresden-Meißen verordnet hiermit im Einvernehmen mit dem Propst 
der Katholischen Propstei St. Trinitatis Leipzig, dieser als gesetzlicher Vertreter des 
Katholischen Kirchenlehens St. Trinitatis zu Leipzig, und nach Beteiligung des 
Sächsischen Staatsministeriums für Kultus gemäß Artikel 15 Absatz 4 des Vertrages 
zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Freistaat Sachsen vom 2. Juli 1996 
(SächsGVBI. 1997, S. 18), was folgt:  
 
Präambel 

Das Katholische Kirchenlehen St. Trinitatis zu Leipzig ist eine kirchliche Stiftung 
öffentlichen Rechts und besteht nachweislich zumindest seit 1893 selbständig 
rechtstragend. Die historischen Gründungsdokumente, die weder in kirchlichen 
noch in staatlichen Archiven recherchiert werden konnten, sind vermutlich 
untergegangen.  

Rechtsnachfolger des ursprünglichen Stifters ist das Bistum Dresden-Meißen, 
Stiftungsbegünstigter die Katholische Propstei St. Trinitatis zu Leipzig. 

Solange das Kirchenlehen nachweislich existiert, wird es organschaftlich durch 
Amtspersonen der römisch-katholischen Kirche vertreten, bis 1933 durch das 
Apostolische Vikariat bzw. das Ordinariat des Bistums Meißen in Bautzen, seither 
durch den jeweiligen Propst der Katholischen Propstei St. Trinitatis zu Leipzig. 
Während die ursprüngliche Rechtsgrundlage für diese Vertretung nach wie vor im 
Dunkeln ist, beruht die Festlegung der Vertretungsverhältnisse jedenfalls seit 
1902 auf Verordnungen teils des zuständigen sächsischen Ministeriums, teils des 
Ordinariats des Bistums Meißen in Bautzen, die durch das zuständige sächsische 
Ministerium bekannt gemacht wurden. 

Verordnung des Sächsischen Ministeriums des Kultus und des 
öffentlichen Unterrichts, die Vertretung der Kirchenlehen und 
sonstiger geistlicher Lehen der katholischen Kirche betreffend, vom 
28.05.1902, Sächs. GBI. S. 132; Verordnung des Ordinariats des 
Bistums Meißen in Bautzen über Vertretung der katholischen 
Kirchenlehen vom 24.11.1922, bekannt gemacht durch das 
Sächsische Ministerium des Kultus und öffentlichen Unterrichts, 
Sächs. GBI. S. 604; Änderung der Verordnung des Ordinariats des 
Bistums Meißen in Bautzen über Vertretung der katholischen 
Kirchenlehen vom 26.04.1926, bekannt gemacht durch das 
Sächsische Ministerium für Volksbildung, Sächs. OBI. S. I I 9; 
Generalverordnung des Bischöflichen Ordinariats in Bautzen über 
die Vertretung kirchlicher Stiftungen und Kirchenlehen vom 
19.09.1933, bekannt gemacht durch das Sächsische Ministerium für 
Volksbildung, Sächs. VerwBI. S. 825. 

Das Vermögen des Lehens wuchs im Laufe der Zeit an. Wiederholt erwarb es 
Grundstücke, auf denen Kirchen- und Pfarrgebäude für römisch-katholische 
Pfarreien, aber auch karitativen Zwecken dienende Gebäude errichtet wurden. 
Finanzielle Mittel des Bistums Dresden-Meißen oder von Leipziger Pfarreien hat 
das Lehen hierfür nicht erhalten; zumindest ist dergleichen nicht überliefert. 

Später gab das Lehen die meisten seiner Grundstücke wieder ab, in der Regel 
unentgeltlich an verschiedene römisch-katholische Pfarreien. Behalten hat es bis 
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heute nur das Grundstück Elsterstraße 15 in Leipzig-Zentrum. Mittelbar gehören 
ihm außerdem noch diverse Grundstücke in Leipzig-Connewitz. 

Es handelt sich um Grundstücke, die das Lehen, beginnend im Jahr 1927, zu 
dem karitativen Zweck kaufte, dort ein katholisches Krankenhaus, das 
St. Elisabeth-Krankenhaus Leipzig, zu bauen und zu betreiben. Dafür bildete es 
1927 ein Sondervermögen, welches das Krankenhaus in der Folgezeit 
ausschließlich aus eigener wirtschaftlicher Kraft, ohne Inanspruchnahme 
kirchlicher Zuwendungen, baute und unter Aufsicht eines Kuratoriums auf der 
Grundlage einer mehrfach fortgeschriebenen Betriebssatzung bis 1996 betrieb. 
Im Jahre 1996 errichtete das Kirchenlehen die ,,St. Elisabeth-Krankenhaus 
Leipzig gGmbH" mit Sitz in Leipzig und brachte das vormalige Sondervermögen 
,,Krankenhaus" in sie ein. Seitdem ist diese gGmbH Träger des St. Elisabeth-
Krankenhauses Leipzig und das Lehen ihr alleiniger Gesellschafter. Das 
vormalige Kuratorium besteht als Organ der gGmbH fort. Es setzt sich seit jeher 
aus dem jeweiligen Propst der Katholischen Propstei St. Trinitatis zu Leipzig, 
einem Vertreter des Bistums Dresden-Meißen, einem vom Propst ausgewählten 
Mitglied des Kirchenvorstands der Propstei und zwei weiteren Personen 
katholischer Konfession zusammen, die durch die übrigen Mitglieder bestimmt 
werden. 

Die folgende Satzung kodifiziert die seit einem Jahrhundert geübte Rechtspraxis 
und regelt hierbei die Rechtsverhältnisse des Katholischen Kirchenlehens St. 
Trinitatis als kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts abschließend. 

 
§ 1 Name, Sitz, Rechtsform 

(1) Der als ,,Katholisches Kirchenlehen St. Trinitatis zu Leipzig" bekannte 
Rechtsträger ist eine rechtsfähige kirchliche Stiftung des öffentlichen 
Rechts. Diese Stiftung trägt den Namen 

„STIFTUNG ST. TRINITATIS ZU LEIPZIG –  
KIRCHLICHE STIFTUNG DES ÖFFENTLICHEN RECHTS". 

(2) Die Stiftung hat ihren Sitz in Leipzig. 

(3) Die Stiftung steht mit der Katholischen Propstei St. Trinitatis zu Leipzig, 
einer kirchlichen Körperschaft des öffentlichen Rechts, in einem 
organischen Zusammenhang. Sie ist im weltlichen Rechtsbereich eine 
rechtsfähige kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts im Sinne von § 4 
Absatz (4) Sächsisches Stiftungsgesetz vom 28. November 2023 
(SächsGVBI. S. 870), im kirchlichen Rechtsbereich eine öffentliche Rechts-
person im Sinne von c. 116 Codex Iuris Canonici. 

(4) Die Stiftung ist selbständiger Träger von Rechten und Pflichten; sie kann 
Vermögen aller Art erwerben und darüber verfügen sowie gerichtlich und 
außergerichtlich handeln. 

 
§ 2 Siegel 

Die Stiftung führt ein Dienstsiegel. Das Nähere regelt die Siegelordnung der 
kirchlichen Aufsichtsbehörde. 
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§ 3 Stiftungszweck 

(I) Zweck der Stiftung ist, Menschen, die der Hilfe, insbesondere im Krankheits-
falle, bedürfen, umfassende körperliche, geistige und seelische Fürsorge zu 
gewahren, Hilfeleistende aus-, fort- und weiterzubilden sowie Einrich-
tungen, die ganz oder zum Teil solche Zwecke verfolgen, zu unterstützen. 
Die Stiftung ist damit berufen, ein Stück des Auftrags der Kirche in der Welt 
wahrzunehmen, und erfüllt hierbei ausschließlich kirchlich-öffentliche 
Zwecke im Einklang mit dem Selbstverständnis der Kirche. 

(2) Die Erfüllung des Stiftungszwecks erfolgt namentlich durch - entgeltliche 
oder unentgeltliche - Unterstützung des Trägers des St. Elisabeth-Kranken-
hauses Leipzig und der mit ihm verbundenen Unternehmen. 

 
§ 4 Stiftungsvermögen 

(1) Das Grundstockvermögen der Stiftung besteht (i) aus der Beteiligung am 
Träger des St. Elisabeth-Krankenhauses Leipzig, (ii) aus dem Grundstück 
Elsterstraße 15 in Leipzig, eingetragen im Grundbuch von Leipzig Blatt 86, 
sowie (iii) aus Vermögen, das von der Stiftung zu Grundstockvermögen 
bestimmt wurde. 

(2) Die Beteiligung am Träger des St. Elisabeth-Krankenhauses Leipzig darf 
von einer unmittelbaren in eine mittelbare Beteiligung und zurück getauscht 
werden. Die Rechte, die sie der Stiftung vermittelt, dürfen geändert werden. 
Von diesen Änderungsbefugnissen abgesehen, soll die Beteiligung in ihrem 
Bestand möglichst erhalten werden; sie auf 25 v. H. oder weniger zu 
reduzieren, ist der Stiftung nur im äußersten Notfall gestattet. 

(3) Das Übrige Grundstockvermögen ist in seinem Wert ungeschmälert zu 
erhalten. Vermögensumschichtungen sind zulässig. 

(4) Erträgnisse des Stiftungsvermögens und sonstige Einnahmen sind, soweit 
sie nicht (i) zur Deckung der Kosten der Stiftung, (ii) zum Erhalt des 
Stiftungsvermögens, (iii) zur Verbesserung seiner realen Ertragskraft oder 
(iv) zu einer angemessenen Risikovorsorge eingesetzt werden, aus-
schließlich für den Stiftungszweck zu verwenden. 

(5) Den durch die Stiftung Begünstigten steht aufgrund dieser Satzung ein 
Rechtsanspruch auf Leistungen der Stiftung nicht zu. 

 
§ 5 Stiftungsorgan 

(1) Organ der Stiftung ist der Vorstand. 

(2) Der Vorstand besteht aus drei Mitgliedern. Mitglieder sind: 

a) der leitende Pfarrer (Propst) der Katholischen Propstei St. Trinitatis zu 
Leipzig; ist dieses Amt nicht besetzt, tritt an die Stelle des Propstes die 
Person, die der Bischof von Dresden-Meißen mit der Leitung der 
Propstei beauftragt hat;  

b) ein Mitglied der Katholischen Propstei St. Trinitatis zu Leipzig, das auf 
Vorschlag des Propstes durch den Bischof von Dresden-Meißen 
berufen wird; 

c) ein Mitglied, das auf Vorschlag des Kuratoriums des Trägers des 
St. Elisabeth-Krankenhauses Leipzig durch den Bischof von Dresden-
Meißen berufen wird. 
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(3) In den Vorstand sollen nur Personen berufen werden, die der Gemeinschaft 
der römisch-katholischen Kirche angehören und die nach ihrer Vorbildung, 
ihren Fähigkeiten und ihrem Lebenswandel für die ihnen anzuvertrauenden 
Aufgaben in besonderer Weise geeignet sind sowie die Gewähr für eine 
bestmögliche Verwirklichung des Stiftungszwecks bieten. Mehrfache 
Berufung ist zulässig. 

(4) Der Vorstand wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen 
Stellvertretenden Vorsitzenden. Solange ein Vorsitzender verhindert oder 
nicht vorhanden ist, hat der Stellvertretende Vorsitzende dieselben Rechte 
und Pflichten wie der Vorsitzende und seine Stimme dasselbe Gewicht wie 
dessen Stimme. 

(5) Die Amtszeit der berufenen Mitglieder des Vorstandes beträgt, vorbehaltlich 
abweichender Festlegung im Einzelfall, fünf Jahre. Sie beginnt mit der 
konstituierenden Sitzung des nach Maßgabe von Absatz (2) gebildeten 
Vorstandes. Die berufenen Mitglieder des Vorstandes führen ihr Amt bis zur 
konstituierenden Sitzung des nächsten, nach Maßgabe von Absatz (2) 
gebildeten Vorstandes fort. Scheidet ein nach Absatz (2) berufenes Mitglied 
vor Ablauf seiner Amtszeit aus, ist für die restliche Amtszeit ein 
Ersatzmitglied in der gleichen Weise zu berufen wie das ausgeschiedene 
Mitglied.  

(6) Ein berufenes Mitglied des Vorstandes kann sein Amt durch eine gegenüber 
dem Vorsitzenden oder dem Propst abzugebende Erklärung niederlegen. 
In jedem Fall scheidet es mit Vollendung des 75. Lebensjahres aus dem 
Vorstand aus. Aus wichtigem Grund kann es ferner durch die kirchliche 
Aufsichtsbehörde abberufen werden; das betroffene Mitglied ist zuvor 
anzuhören. 

(7) Jede Änderung in der Zusammensetzung des Vorstands ist dem 
Sächsischen Staatsministerium für Kultus anzuzeigen sowie im Kirchlichen 
Amtsblatt und im Amtlichen Anzeiger des Freistaates Sachsen bekanntzu-
machen. 

 
§ 6 Tätigkeit des Vorstandes 

(I)  Ü ber die Angelegenheiten der Stiftung beraten und beschließen die 
Mitglieder des Vorstandes in Präsenz-, Online- oder hybriden Sitzungen. 
Das Nähere über die Einberufung, Abhaltung, Leitung und Protokollierung 
der Sitzungen, über Stimmrechte und Stimmverbote der Mitglieder sowie 
über das Zustandekommen von Beschlüssen bestimmt die Geschäfts-
ordnung. Sie kann auch Beschlussfassungen im Umlaufverfahren zulassen. 

(2) Beschlüsse des Vorstandes erfordern in den in §§ 9 und 10 genannten 
Fällen und immer dann Einstimmigkeit, wenn sie eine der folgenden 
Angelegenheiten betreffen: 

a) Erlass und Änderung der Geschäftsordnung; 

b) Genehmigung von Rechtsgeschäften, die ein oder mehrere 
Mitglieder des Vorstandes im Namen der Stiftung mit sich selbst oder 
als Vertreter eines Dritten vornehmen; 

c) Geltendmachung von Ansprüchen der Stiftung gegenüber Mitgliedern 
des Vorstandes; 

d) Weitere in der Geschäftsordnung benannte Angelegenheiten. 
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Im Übrigen kommen Beschlüsse des Vorstandes mit einfacher Stimmen-
mehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder zustande. Die Stimme des 
Propstes hat doppeltes Stimmgewicht. 

(3) Die Mitglieder des Vorstandes führen die Geschäfte der Stiftung entspre-
chend den hierfür geltenden Gesetzen, dieser Satzung und gefassten 
Beschlüssen. Sie sind für die sachgemäße Erledigung der Aufgaben und 
den ordnungsmäßigen Gang der Stiftungsverwaltung verantwortlich. Dabei 
dürfen sie sich der Hilfe Dritter, auch gegen Vergütung, bedienen. 

(4) Zur Vertretung der Stiftung - sei es gerichtlich, sei es außergerichtlich - sind 
der Vorsitzende und ein weiteres Mitglied des Vorstandes gemeinsam 
berechtigt. 

(5) Die Mitglieder des Vorstands üben ihr Amt mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Geschäftsführers, der ihm anvertrautes Vermögen verwaltet, aus. Sie sind 
zur Verschwiegenheit verpflichtet. 

(6) Soweit die Geschäftsordnung nichts Abweichendes regelt, sind die 
Mitglieder des Vorstandes ehrenamtlich tätig. Auslagen und Aufwen-
dungen, insbesondere Reisekosten, werden ihnen auf Nachweis in jedem 
Fall in angemessener Hohe ersetzt. 

(7) Die Mitglieder des Vorstandes haften nur für Vorsatz und grobe Fahr-
lässigkeit. Die Geschäftsordnung kann Haftungshöchstgrenzen festlegen, 
den Abschluss einer D&O-Versicherung zulassen und weitere Regelungen 
bezüglich der Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Vorstandes treffen. 

 
§ 7 Geschäftsjahr 

Geschäftsjahr der Stiftung ist das Kalenderjahr. 

 
§ 8 Buchführung, Rechnungslegung, Prüfung, Offenlegung 

(1) Der Vorstand ist verpflichtet, Bücher zu führen und in diesen die Geschäfte 
der Stiftung und die Lage des Stiftungsvermögens nach den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung ersichtlich zu machen. 

(2) Für den Schluss eines jeden Geschäftsjahres hat der Vorstand einen 
Jahresabschluss nach Maßgabe handelsrechtlicher Vorschriften zu er-
stellen und über das Geschäftsjahr einen Tätigkeitsbericht anzufertigen. Der 
Jahresabschluss ist durch einen Abschlussprüfer zu prüfen. Der Ab-
schlussprüfer ist zu beauftragen, auch die Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und die satzungsmäßige Verwendung der Mittel zu 
prüfen sowie über wirtschaftlich bedeutsame Sachverhalte zu berichten. Er 
hat sein Testat hierauf zu erstrecken. Eine Offenlegung des Jahresab-
schlusses erfolgt nicht. Der Jahresabschluss, der Tätigkeitsbericht und 
weitere Schriftstücke, die nach zwingenden gesetzlichen Normen zusätzlich 
zu den vorgenannten Dokumenten oder an deren Stelle zu erstellen sind, 
sowie vom Abschlussprüfer erteilte Testate sind der kirchlichen Aufsichts-
behörde zu übersenden. 

(3) Der Vorstand kann beschließen, von den Vorgaben des Absatzes (2) 
abzuweichen. Hierüber hat er die kirchliche Aufsichtsbehörde unverzüglich 
in Kenntnis zu setzen. Sie ist in diesem Fall berechtigt, eine Rechnungs-
legung und Prüfung der Stiftung nach den Maßgaben des Absatzes (2) auf 



137 
 

  

Kosten der Stiftung zu beauftragen; der Vorstand ist zur Mitwirkung 
verpflichtet. 

(4) Soweit sich aus zwingenden gesetzlichen Vorschriften weitergehende 
Pflichten ergeben, verdrängen sie die Regelungen dieses § 8. 

 
§ 9 Satzungsänderung 

(1) Änderungen und Ergänzungen der Satzung einschließlich des Stiftungs-
zwecks erfordern einen einstimmigen Beschluss des Vorstandes und die 
Zustimmung der kirchlichen Aufsichtsbehörde. Sie sind unter den im 
Zeitpunkt der Änderung bzw. Ergänzung geltenden gesetzlichen Voraus-
setzungen zulässig. Von der Festlegung weiterer Erfordernisse wird im 
Vertrauen auf die Weisheit und das Pflichtbewusstsein der Vorstandsmit-
glieder und der kirchlichen Aufsichtsbehörde abgesehen. 

(2) Änderungen und Ergänzungen der Satzung sind, bevor sie in Kraft gesetzt 
werden, dem Sächsischen Staatsministerium für Kultus vorzulegen. 
Berühren sie die vermögensrechtliche Vertretung der Stiftung, werden sie 
nur wirksam, wenn das Staatsministerium innerhalb der geltenden Frist 
keinen Einspruch einlegt, einen eingelegten Einspruch zurücknimmt oder 
der Einspruch durch gerichtliche Entscheidung für unwirksam erklärt wird. 
Sie sind im Kirchlichen Amtsblatt und im Amtlichen Anzeiger des Freistaates 
Sachsen bekanntzumachen, und zwar im Falle des Satzes 2 nach ihrem 
Wirksamwerden. 

 
§ 10 Auflösung 

(1) Die Auflösung der Stiftung bedarf eines einstimmigen Beschlusses des 
Vorstandes sowie der Zustimmung der kirchlichen Aufsichtsbehörde. Sie ist 
nur zulässig, wenn der Stiftungszweck nicht mehr erreicht werden kann. 

(2) Die Auflösung der Stiftung ist dem Sächsischen Staatsministerium für 
Kultus anzuzeigen sowie im Kirchlichen Amtsblatt und im Amtlichen 
Anzeiger des Freistaates Sachsen bekanntzumachen. 

(3) Bei Auflösung der Stiftung entscheidet der Vorstand durch einstimmigen 
Beschluss und mit Zustimmung der kirchlichen Aufsichtsbehörde auch 
darüber, wem das Vermögen der Stiftung anfällt. Das Vermögen soll einer 
anderen Einrichtung der römisch-katholischen Kirche, in erster Linie im 
Raum Leipzig, zugewandt werden, die es für die Zwecke des § 3 Absatz (1), 
hilfsweise für andere kirchliche, mildtätige oder gemeinnützige Zwecke im 
Sinne der Abgabenordnung, zu verwenden hat. Die Belange des Trägers 
des St. Elisabeth-Krankenhauses Leipzig sind besonders zu berück-
sichtigen. 

 
§ 11 Aufsicht 

(1) Die Stiftung unterliegt der Rechtsaufsicht durch das Bischöfliche Ordinariat 
des Bistums Dresden-Meißen als kirchlicher Aufsichtsbehörde. § 46 Absatz 
(2) bis (5) des Gesetzes für die Verwaltung der Pfarreien im Bistum 
Dresden-Meißen gilt sinngemäß. Die kirchliche Aufsichtsbehörde wird die 
Stiftung auf deren Antrag von der etwaigen Geltung sonstigen diözesanen 
Rechts, insbesondere diözesanen Haushalts- und Vermögensverwal-
tungsrechts, befreien. 
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(2) Die Zustimmung der kirchlichen Aufsichtsbehörde ist - neben den anderen 
in dieser Satzung erwähnten Fällen - zur Wirksamkeit folgender Geschäfte 
der Stiftung erforderlich: 

a) Veräußerung oder Belastung von Grundstücken oder Unternehmens-
beteiligungen; 

b) Erlass und Änderung der Geschäftsordnung. 
 
§ 12 Inkrafttreten 

Diese Satzung ist im Kirchlichen Amtsblatt des Bistums Dresden-Meißen sowie 
im Amtlichen Anzeiger des Freistaates Sachsen zu veröffentlichen und tritt an 
dem Tag, der ihrer Veröffentlichung nachfolgt, in Kraft. 

 
Dresden, den 30. August 2026  
       L.S. 
gez. Heinrich Timmerevers  
Bischof von Dresden-Meißen  
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gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar  
des Bistums Dresden-Meißen 
 
 
 
 

Herausgeber:  
Bistum Dresden-Meißen  
Schweriner Straße 27  
01067 Dresden  
 
 


